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Antrag 

der Abgeordneten Doris Rauscher, Dr. Simone Strohmayr, Michael Busch, Martina 
Fehlner, Christian Flisek, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann, Klaus Adelt, Horst 
Arnold, Inge Aures, Florian von Brunn, Harald Güller, Volkmar Halbleib, 
Alexandra Hiersemann, Annette Karl, Natascha Kohnen, Ruth Müller, Markus 
Rinderspacher, Florian Ritter, Stefan Schuster, Arif Taşdelen, Margit Wild SPD 

Erstattung pandemiebedingter Nebenkosten für alle sozialen Träger in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, allen bayerischen sozialen Trägern pandemie-
bedingte Nebenkosten zu erstatten. Die Kosten sollen mit dem Corona-Sonderfonds 
des Epl. 13 gedeckt werden. Unter sozialen Trägern sind solche zu verstehen, die bei-
spielsweise Träger der Kinder- und Jugendhilfe sind, aber auch diejenigen die Bera-
tungsleistungen ausüben, wie die Schuldnerberatung oder Elternberatungsstellen. Pan-
demiebedingte Nebenkosten entstehen den Trägern derzeit in erheblichem Umfang, 
aufgrund eines hohen Verschleiß von Seifen, Desinfektionsmitteln, deren Spendern  
oder beispielsweise Masken. 

 

 

Begründung: 

Die Schutzmaßnahmen aufgrund der Coronapandemie stellen für soziale Träger im 
Vergleich zu den Vorjahren einen erheblichen finanziellen Mehraufwand dar. Betroffene 
Einrichtungen von sozialen Trägern berechneten zusätzliche Kosten von ca. 35,50 Euro 
pro Öffnungstag rein für notwendige Masken (1 Euro je Stück), Selbst-Tests (5 Euro je 
Stück) und Desinfektionsmittel (ca. 1,60 Euro im pro Tag). Bei Betreuungseinrichtungen 
fallen die Kosten nicht nur für das Personal an, sondern ebenfalls für die betreuten Per-
sonen. Im Gegensatz zu Unternehmen oder privaten Einrichtungen ist es sozialen Trä-
gern nicht gestattet, gewinnorientiert zu arbeiten und Rücklagen zu bilden. Die entstan-
denen Mehrkosten sind daher umso schwieriger zu bewältigen. Für langfristige finanzi-
elle Absicherung dieser Träger und den lückenlosen Gesundheitsschutz der Betroffe-
nen in den Einrichtungen ist eine fixe Kostenübernahme des Freistaates dringend not-
wendig. 


